Arbeitnehmerüberlassungsvertrag

zwischen

[Name und Anschrift Verleiher]

________________________________
- Verleiher genannt -

und


[Name und Anschrift Entleiher eintragen]

____________________________________

- Entleiher genannt -

§ 1 Erlaubnis
Der Verleiher bestätigt, Inhaber einer gültigen Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung nach § 1 Abs. 1 AÜG zu sein. Diese Erlaubnis wurde dem Verleiher durch (Erlaubnisbehörde einfügen] in (Anschrift eintragen) am (Datum) erteilt. 

Über den Wegfall sowie alle Änderungen der Erlaubnis wird der Verleiher den Entleiher unverzüglich schriftlich informieren. In den Fällen der Nichtverlängerung, der Rücknahme oder des Widerrufs der Erlaubnis wird der Verleiher den Entleiher gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 AÜG über das voraussichtliche Ende der Abwicklung (§ 2 Abs. 4 Satz 4 AÜG) und die gesetzliche Abwicklungsfrist nach § 2 Absatz 4 Satz 4 letzter Halbsatz AÜG hinweisen.
§ 2 Überlassung
Der Verleiher wird dem Entleiher für die Zeit vom ... bis ... die nachfolgend aufgeführten Arbeitnehmer (im Folgenden "Leiharbeitnehmer") zum Einsatz im Betrieb des Entleiher überlassen 

(Hinweis: Gemäß § 12 Abs. 1 Satz 3 AÜG hat der Entleiher anzugeben, welche besonderen Merkmale die für den Leiharbeitnehmer vorgesehene Tätigkeit hat und welche berufliche Qualifikationen dafür notwendig sind.):

1.
Name, Vorname:



____________, 

geb. am: 




____________, 

Tätigkeit und erforderliche Qualifikation: 
____________,

Stundensatz in Euro:



____________.

2.
Name, Vorname:



____________, 

geb. am: 




____________, 

Tätigkeit und erforderliche Qualifikation: 
____________,

Stundensatz in Euro:



____________.

3.
Name, Vorname:



____________, 

geb. am: 




____________, 

Tätigkeit und erforderliche Qualifikation: 
____________,

Stundensatz in Euro:



____________.

(2) Dieser Vertrag kann von beiden Seiten mit einer Kündigungsfrist von ... Monat(en) zum Monatsende gekündigt werden.
§ 3 Arbeitsbedingungen im Betrieb des Entleihers

(Der vorliegende Paragraph kann nach § 12 Abs. 1 Satz 3 letzter Halbsatz AÜG gestrichen werden, wenn 

1. zuvor arbeitslose Leiharbeitnehmer, die erstmals bei dem Verleiher beschäftigt sind, für insgesamt höchstens sechs Wochen beschäftigt werden und ihnen mindestens ein Nettoarbeitsentgelt in Höhe des Betrags gezahlt wird, den sie zuletzt als Arbeitslosengeld erhalten haben, oder 

2. bei Anwendbarkeit eines entsprechenden Tarifvertrages, der die wesentlichen Arbeitsbedingungen regelt oder wenn nicht tarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Geltungsbereich eines solchen Tarifvertrages die Anwendung der tariflichen Regelungen vereinbaren (§ 9 Nr. 2 AÜG).)
(1) Auf das Arbeitsverhältnis findet ein Tarifvertrag keine Anwendung, so dass die Arbeitsbedingungen einschließlich des Entgelts maßgeblich sind, die für einen vergleichbaren Arbeitnehmer im Betrieb des Entleihers gelten. Die nachfolgend genannten Arbeitsbedingungen sind dabei für mit den in § 2 genannten Leiharbeitnehmern vergleichbare Arbeitnehmer im Betrieb des Entleihers gültig:

	
	Leiharbeitnehmer 1
	Leiharbeitnehmer 2
	Leiharbeitnehmer 3

	Dauer des Arbeitsverhältnisses:
	
	
	

	Arbeitsort:
	
	
	

	zu leistende Tätigkeit:
	
	
	

	vereinbarte Arbeitszeit:
	
	
	

	Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs:
	
	
	

	Kündigungsfristen:
	
	
	

	einschlägige Tarifverträge, Betriebs- sowie Dienstvereinbarungen:
	
	
	

	Zusammensetzung und Höhe des Arbeitsentgelts (inkl. Zuschläge, Zulagen, Prämien und Sonderzahlungen) sowie sonstiger Bestandteile des Entgelts und deren Fälligkeit:
	
	
	


§ 4 Austausch

(1) Der Entleiher kann am 1. Tage des Arbeitseinsatzes eines Zeitarbeitnehmers bis 15 Uhr verlangen, dass dieser ausgetauscht wird. Nach diesem Zeitpunkt besteht ein Recht auf Austausch nur, wenn der Leiharbeitnehmer für die vorgesehene Tätigkeit nicht geeignet ist. Kommt der Verleiher nicht dem Verlangen unverzüglich nach, kann der Entleiher den Vertrag hinsichtlich dieses Arbeitnehmers ohne vorherige Fristsetzung mit sofortiger Wirkung kündigen (Teilkündigung) und Schadensersatz wegen Nichterfüllung verlangen.

(2) Der Verleiher kann während des Arbeitseinsatzes Zeitarbeitnehmer ohne Einhaltung einer Frist abberufen, sofern er sie gleichzeitig durch andere, in gleicher Weise geeignete Arbeitnehmer ersetzt. Es sind dabei die in der Anlage dieses Vertrages aufgezählten Angaben zu machen.
§ 5 Vergütung

(1) Der Entleiher ist verpflichtet, die in der Preisliste (Anlage XY) genannten Vergütungssätze einschließlich der jeweils gültigen gesetzlichen Mehrwertsteuer zu zahlen.
(2) Die Vergütung wird monatlich auf Grund der Arbeitsnachweise der eingesetzten Arbeitnehmer für den jeweils zurückliegenden Monat abgerechnet. Der Verleiher kann angemessene, wöchentliche Abschlagszahlungen verlangen.

§ 6 Direktionsrecht
(1) Der Entleiher verpflichtet sich, die Leiharbeitnehmer nur mit Arbeiten zu beschäftigen, für die sie vorgesehen waren, oder die ihrer Ausbildung entsprechen. 

(2) Der Entleiher ist berechtigt, den Leiharbeitnehmern hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung der Tätigkeit Weisungen zu erteilen und die Arbeitsausführung zu überwachen. Hierauf hat der Verleiher den Leiharbeitnehmer hinzuweisen.
§ 7 Verschwiegenheitspflicht

Der Verleiher ist verpflichtet, die Leiharbeitnehmer zur Verschwiegenheit wie gegenüber einem Arbeitgeber zu verpflichten, soweit nicht berechtigte Interessen des Verleihers entgegenstehen.

§ 8 Schutzpflicht
Der Entleiher ist verpflichtet, die allgemeinen Vorschriften des Arbeitsschutzes gegenüber dem Zeitarbeitnehmer zu erfüllen.

§ 9 Haftung

(1) Der Verleiher steht dafür ein, dass die in § 2 aufgeführten Leiharbeitnehmer für die vorgesehenen Tätigkeiten geeignet sind und die erforderlichen Nachweise, Berechtigungen und Zeugnisse besitzen. Zur Nachprüfung von Zeugnissen oder sonstigen Papieren ist der Verleiher nicht verpflichtet.

(2) Über die Auswahl der Leiharbeitnehmer hinaus trifft den Verleiher keine Haftung für etwaige von dem Zeitarbeitnehmer ausgeführte Arbeiten.

§ 10 Schlussbestimmungen
(1) Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages nichtig sein oder werden oder dem AÜG nicht entsprechen, so sind Verleiher und Entleiher verpflichtet, die nichtige Bestimmung durch eine neue, dem Sinn und Zweck des Vertrages entsprechende Bestimmung schriftlich zu ersetzen. Die übrigen Vertragsteile werden dadurch nicht berührt.

(2) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Diese Formvorschrift kann nur schriftlich abbedungen werden.

_____________________________


_____________________________

Ort, Datum 






Ort, Datum 

_____________________________


_____________________________

Verleiher






Entleiher 
_________________________________________________________________________________________
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